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WETTBEWERBSPOLITIK

Unternehmenskonzentration 
und Wirtschaftspolitik
Friedhelm Teusch, Frankfurt

In den letzten Jahren hat sich die wirtschaftliche Konzentration in der Bundesrepublik weiter verstärkt. 
Welchen Einfluß hat die Konzentration auf den ordnungspolitischen Rahmen der Wirtschaftspolitik, auf 
die wirtschaftspolitischen Ziele und auf das wirtschaftspolitische Instrumentarium?

Die Beziehungen zwischen der Unternehmens­
konzentration und der Wirtschaftspolitik sind 

für den Rahmen, die Ziele und die Mittel des wirt­
schaftspolitischen Handelns von erheblicher Be­
deutung. Grundsätzlich ergibt sich nämlich die 
Frage, inwieweit es Konzentrationsvorgänge im 
Unternehmensbereich erschweren oder erleich­
tern, den Wirtschaftsablauf zielgerichtet zu beein­
flussen ’ ). Dabei wird unter Wirtschaftspolitik die 
Globalsteuerung verstanden, die von der Struk­
tur-, der Regional- und der Arbeitsmarktpolitik er­
gänzt und flankiert wird. Unternehmenskonzentra­
tion liegt vor, wenn Unternehmen als Anbieter 
auf den Gütermärkten „Marktmacht“ haben und 
nutzen: „Marktmacht haben heißt, die Preisrela­
tionen zu den eigenen Gunsten beeinflussen zu 
können; Marktmacht nutzen bedeutet, dem Preis- 
und Verteilungsautomatismus des Marktes durch 
organisierten Verteilungskampf entgegenzuwir­
ken“ 2). Außerdem wird angenommen, daß, wie 
die Praxis auch zeigt, die Konzentration zu­
nimmt 3).

Die Zusammenhänge zwischen Konzentration und 
Wirtschaftspolitik beschränken sich auf die Pro­
bleme, die sich für eine auf die Verstetigung des 
Konjunkturverlaufs abzielende Politik ergeben. Zu 
den Zielen der Wirtschaftspolitik wird zwar die 
Verstetigung des Konjunkturverlaufs nicht aus­
drücklich gerechnet. Es zeigt sich jedoch mehr 
und mehr, daß eine gleichzeitige Realisierung der 
vier wirtschaftspolitischen Hauptziele bei stetigem

’ ) Vgl. K a rte llbe rich t 1971/BT-Drucksache VI/3570 v. 19. Juni 1972, 
S. 11.
2) Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam tw irtschaftli­
chen Entw icklung: Jahresgutachten 1972/73, Z iff. 468.
3) Vg l. K a rte llbe rich t 1974/BT-Drucksache VII/3791, S. 28/29, wo 
fü r den Zeitraum  1962-1972 a llgem e in  s te igende Konzentrations­
verhältn isse nachgewiesen w erden.

Friedhelm Teusch, 38, Dipl-Volkswirt, ist Lei­
ter des Vorstandssekretariats der Landes­
zentralbank in Hessen (Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbank), Frankfurt a. M.

Konjunkturverlauf besser gelingt als bei stärke­
ren Zyklen, die zunehmend intensivere Eingriffe 
verlangen: „Die Verstetigung des Wirtschaftsab­
laufs, das Ausscheiden aus einem Prozeß starker 
zyklischer Schwankungen, in welchem die Pro­
bleme von heute immer auch schon die Probleme 
von morgen in sich tragen, läßt sich gleichsam als 
ein gemeinsames Element aller großen Ziele der 
Konjunkturpolitik kennzeichnen“ 4). Die Analyse 
des Zusammenhangs zwischen Konzentration und 
Wirtschaftspolitik muß sich daher den Fragen zu­
wenden, wie die Konzentration

□  den ordnungspolitischen Rahmen der Wirt­
schaftspolitik,

G  die wirtschaftspolitischen Ziele und

□  das wirtschaftspolitische Instrumentarium 
beeinflußt.

Unterhöhlung des Preiswettbewerbs

Die Kenntnisse über Ausmaß und Trend der Kon­
zentration sowie ihre Ursachen sind noch immer 
unzureichend. Seit der Konzentrationsenquete 
Anfang der sechziger Jahre hat es keine umfas­
sende praktische Erforschung dieses Gebietes 
mehr gegeben5). Immerhin veröffentlicht das Bun­
deskartellamt jedes Jahr einen Bericht über seine 
Tätigkeit6) und teilt darin Zahlen über die Unter­
nehmenskonzentration in der deutschen Wirtschaft 
mit. Nach den letzten Angaben des Bundeskartell- 
amtes hat der „stark nach oben gerichtete Trend 
der wirtschaftlichen Konzentration“ 7) in den letz­
ten Jahren nicht nur angehalten, sondern sich 
stellenweise sogar verstärkt, und zwar insbeson­
dere in Form der horizontalen Konzentration (vgl. 
Tabelle).

Die fortschreitende Vermachtung der Gütermärkte 
hat für das marktwirtschaftliche System insofern

4) S achverständ igenra t. . . ,  a. a. O., Z iff. 367.
5) Konzentrationsenqu&te, BT-Drucksache IV/2310 (1964).
<) Zu le tz t: BT-Drucksache VII/3791 (für das Jahr 1974).
7) BT-Drucksachen VI/3570 v. 19. Ju n i 1972, S. 7, 7/2250 v. 14. 6. 
1974, S. 11 f f „  und 7/3791, S. 28/29.
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Bedeutung, als sie vor allem ihr konstituierendes 
Element, den (Preis-) Wettbewerb, unterhöhlt. In 
der Tat vertreten Wissenschaft und Praxis über­
wiegend die Meinung, daß Konzentration —  aus 
welchen Gründen auch immer sie auftritt —  den 
freien Wettbewerb und damit auch alle seine

Entwicklung der Unternehmenskonzentration 
in der deutschen Wirtschaft 1968 bis 1974
—  Unternehmenszusam menschlüsse (nach § 23 GWB) -

darunter: „große" Zusamm en­
schlüsse !) (bis 1973)

a nte ilige
B ilanz­
summe

Jahr Insge­
samt Insge­

samt 2)

h o ri­
zon­
ta l 3)

ve rti­
kal

Kon­
g lo ­

m erat

der e r­
worbenen 

Unter­
nehmen 2) 
(M ill. DM)

1968 65 16 7 1 8 1178
1969 168 54 30 1 23 7113
1970 305 83 56 - 27 5439
1971 220 49 30 - 19 2883
1972 269 62 33 3 26 4512
1973 243 57 36 1 20 4460
1974 318 235 50 33

')  „Große" Zusam m enschlüsse sind solche, bei denen das erw or­
bene Unternehm en eine B ilanzsum m e ab 25 M ill. DM hat.
2) Ohne K red itins titu te  und Versicherungsunternehm en.
3) Ein horizonta le r Zusammenschluß (ohne Produktausweitung) 
lie g t vor, wenn das erw orbene Unternehmen auf den g leichen 
M ärkten tä tig  ist w ie  der Erw erber (B e isp ie l: Brauerei e rw irb t 
Brauerei).

Wirkungen beeinträchtigt8). Wettbewerb mißt da­
bei nicht allein Preiswettbewerb, sondern um­
faßt auch andere Formen der Konkurrenz (Pro­
duktgestaltung, Lieferzeit, technisches Know-how 
etc.). Die Konzentration bewirkt vor allem, daß 
der Preiswettbewerb an Funktionsfähigkeit ein­
büßt, der Preis seine Funktion als Knappheitsindi­
kator verliert, die Marktformen mithin oligopoli­
stische und monopolistische Strukturen anneh­
men. Konzentrationsprozesse können dabei so­
wohl den Wettbewerb auf dem Absatzmarkt, näm­
lich in Form des sogenannten „target pricing“ , 
als auch auf den Bezugsmärkten, nämlich über 
Preissetzungsmacht für Vorleistungen, verringern 
und fehlerhafte Wirtschaftsstrukturen entstehen 
lassen. In der Praxis lassen sich als äußere Form 
von Marktmacht und Konzentration Kartelle (ins­
besondere Frühstücks- oder Konditionenkartelle) 
beobachten sowie konzertiertes, gelegentlich auf 
Verbandsempfehlungen beruhendes Preisverhal­
ten. Der Marktzugang von Außenseitern wird da­
durch erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht.

Da das tatsächliche Preisverhalten marktmächti­
ger Unternehmen zeigt, daß die marktwirtschaft­
liche Ordnung um so eher gestört wird, je größer 
der Vermachtungsgrad der Wirtschaft ist, muß es

8) Vgl. H artw ig B a r t l i n g :  W irtschaftliche  Macht unter w e tt­
bew erbspolitischem  Aspekt, B e rlin  1971, S. 109f f . ; T h e o d o rW e s -  
s e I s : Z u r vo lksw irtschaftlichen P roblem atik  der Unterneh­
m enskonzentration und der Fusion von Unternehm ungen, in: 
Jahrbücher fü r  N ationalökonom ie  und S ta tis tik , Bd. 184 (1970), 
S. 360 ff .; J. Heinz M ü l l e r :  Konzentration und W ettbewerb, 
In: Die Konzentration in der W irtschaft (Schriften des Vereins 
fü r S o c ia lp o lit ik , NF Bd. 22), B erlin  1961.

sich eine Konjunkturpolitik, die den Wettbewerb 
„als staatliche Aufgabe von hohem Rang“ 9) sieht, 
um so mehr angelegen sein lassen, Konzentra­
tionstendenzen entgegenzutreten.

Die konzentrationsbedingte Beeinträchtigung der 
marktwirtschaftlichen Ordnung ist jedoch nur eine 
Art „erste Stufe“ . Die für die praktische Wirt­
schaftspolitik beachtlichen Probleme ergeben sich 
daraus, inwieweit die Ziele dieser Politik —  je­
weils einzeln, aber auch in ihrer Gesamtheit —  
tangiert werden. Positiv sind Konzentrationsvor­
gänge zu sehen, wenn sie der Realisierbarkeit der 
wirtschaftspolitischen Ziele förderlich sind, nega­
tiv dagegen, wenn sie abträglich wirken.

Negative Preisniveaueffekte

Einmütig kommen Wissenschaft und praktische 
Erfahrung zu der Ansicht, daß Konzentrationsvor­
gänge der Stabilität des Preisniveaus abträglich 
sind. Es ist nämlich nicht nachzuweisen, daß kon­
zentrierte Unternehmen ihre höheren Produktivi- 
tätsfortschritte infolge der Kostendegression bzw. 
von „economies of scale“ auch williger in Preis­
senkungen weitergeben. Im Gegenteil, ihre gute 
Marktposition erlaubt es, eine Preispolitik im 
Sinne des „target pricing“ zu betreiben, gegen­
über Lohnforderungen nachgiebiger zu sein, was 
sich dann über den gesamtwirtschaftlichen Lohn­
anpassungsprozeß negativ auf die künftige Preis­
bildung auswirken kann. Schließlich mangelt es 
an Sanktionen für übermäßige Preisforderungen: 
Die Preise sind auch in der Rezession nach unten 
praktisch starr, und anstatt eine Einengung der 
Gewinnmargen zuzulassen, ziehen es Großunter­
nehmen vor, trotz Absatzrückgängen die Preise 
unter Zuhilfenahme von Kostenargumenten zu er­
höhen 10).

Recht deutliche Ausführungen hierzu hat der 
Sachverständigenrat gemacht und ist dabei für 
Abschwung und Boom zu nahezu gleichen Ergeb­
nissen gekommen: „Schon in einer geschlossenen 
Wirtschaft gilt: Wer Marktmacht hat, kann sich 
inflatorisch und damit gleichgewichtsstörend ver­
halten, ohne damit rechnen zu müssen, daß der 
Markt ihn mit entsprechenden Sanktionen zum 
Rückzug zwingt.“ " )  „Je stärker die Marktmacht 
auf den Güter- und Faktormärkten wirkt, desto 
länger können die Preise auf diesen Märkten den 
konjunkturell oder strukturell bedingten Verschie­
bungen der Güterknappheit widerstehen, desto 
mehr ist also die rasche Anpassungsfähigkeit des 
Preissystems bedroht. Um so stärker müssen 
Mengenreaktionen die Anpassung an veränderte

’ ) Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1971/72, Z iff. 377.

io) Vg l. auch d ie  Ausführungen im K a rte llbe rich t 1974 (BT-Druck- 
sache 7/3791), S. 29/30, d ie  auf e ine überw iegend positive  Korre­
la tion  zwischen Konzentration und Preisbewegung hinweisen.

” ) Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1966/67, Z iff. 205.
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Marktbedingungen übernehmen. Konjunkturpoli­
tik wird dadurch schwieriger.“ 12)

Stabilisierung des Beschäftigungsstandes

Konzentration dürfte die Aufrechterhaltung eines 
hohen Beschäftigungsstandes tendenziell mehr 
erleichtern als erschweren. Erleichternde Einflüsse 
resultieren daraus, daß vor allem innerhalb hori­
zontal konzentrierter Unternehmen ein Beschäfti­
gungsausgleich über die Branchen hinweg mög­
lich ist und daß bei vertikal konzentrierten Unter­
nehmen über Vorleistungsbezüge ebenfalls der 
Beschäftigungsgrad in nachgelagerten Konzern­
unternehmen größer sein kann, als er es ohne 
Konzentration wäre. Mithin dürfte es in konzen­
trierten Branchen —  von starken Konjunkturein­
brüchen abgesehen -  eher zu einer zahlenmäßi­
gen Stabilisierung der Belegschaften kommen, 
d. h. die Konzentration erscheint geeignet, dem 
zyklischen Abbau und Aufstocken von Beleg­
schaften engere Grenzen zu setzen, Außerdem 
könnten die Arbeitsbedingungen in konzentrierten 
Unternehmen einkommensmäßig attraktiver sein 
—  doch dies müßte erst durch eine überdurch­
schnittliche Lohndrift in konzentrierten Branchen 
nachgewiesen werden.

Der geringeren zyklischen Empfindlichkeit steht 
allerdings entgegen, daß der hohe Produktivitäts­
fortschritt in konzentrierten Sektoren eine Ratio­
nalisierungs-Arbeitslosigkeit schafft, die sich in 
einem verminderten Einsatz von Arbeit und hohen 
Kapitalintensitäten niederschlägt. Strukturell ge­
sehen wird also durch den Übergang zu wenig 
arbeitsintensiven Produktionen —  in konzentrier­
ten Bereichen herrscht eine kapitalintensive Pro­
duktion vor —  die Vollbeschäftigung gefährdet, 
obwohl das steigende Volumen der in kapital­
intensiven Unternehmen erzeugten Güter einen 
absolut wachsenden Arbeitskräftebedarf hervor­
rufen kann. Schließlich bleibt zu erwägen, daß die 
größere Sicherheit (und wohl auch Beständigkeit) 
des Investitionsprozesses bei konzentrierten Un­
ternehmen dem Beschäftigungsgrad langfristig zu­
gute kommt13).

Im übrigen, ist die Vorstellung, Konzentrationsvor­
gänge gäbe es nur im Bereich der Industrie, des 
Bergbaus oder der Energieversorgung, unzuläng­
lich. Auch im Dienstleistungssektor treten Konzen­
trationsvorgänge auf, ohne daß sich wegen der 
Besonderheiten des tertiären Sektors gewichtige 
personelle Einsparungsmöglichkeiten ergäben.

Die Konzentration beeinträchtigt die Erreichung 
des außenwirtschaftlichen Gleichgewichtes, wenn 
ein Land Leistungsbilanzdefizite hat. Denn ab­

12) Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1972/73, Z iff. 468.

W) Vg l. H artw ig B a r t l i n g ,  a.  a.  O. ,  S.  118 ff.

trägliche Wirkungen auf Wettbewerb und Preis­
stabilität sowie eher positive Wirkungen auf die 
Beschäftigung sind Einflüsse, die insbesondere 
auf eine Passivierung der Leistungsbilanz hinaus­
laufen, weil sie einerseits den Export erschweren, 
andererseits aber den Import beflügeln können. 
Solche Tendenzen lassen sich für ein Überschuß­
land wie die Bundesrepublik aber als positiv deu­
ten, denn sie würden den Außenbeitrag ermäßi­
gen und damit die lnlandsverfügbarkeit an Gütern 
und Leistungen erhöhen. Freilich zählen die kon­
zentrierten Unternehmen vermutlich —  branchen- 
bedingt —  zu den außenhandelsintensiven Unter­
nehmen. Deshalb ist bei zunehmender Konzentra­
tion mit einer wachsenden Außenverflechtung zu 
rechnen. Diese wiederum bringt diejenigen Kon­
zentrationswirkungen stärker zur Geltung, die sich 
in einer verminderten Wettbewerbsfähigkeit (wie 
die Preise) niederschlagen oder zu höheren Im­
porten (wie die Beschäftigung) führen.

Die ungünstigen Wirkungen der Konzentration auf 
die Wettbewerbsfähigkeit werden jedoch um so 
bedeutungsloser, je weniger preiselastisch die 
Auslandsnachfrage ist. Vorstellbar ist durchaus, 
daß die technische Leistungsfähigkeit konzen­
trierter Betriebe den Auslandsabsatz derart be­
flügelt, daß bereits vorhandene Überschüsse noch 
zunehmen. Ein anderer Gedanke läuft hingegen 
darauf hinaus, daß manches konzentrierte, außen­
handelsintensive Unternehmen dazu neigen 
könnte, ausländische Produktionsstätten zu er­
richten, wodurch Exporte aus inländischen Pro­
duktionsstätten durch solche aus ausländischen 
Fabriken ersetzt werden. Die überschüssige Lei­
stungsbilanz wird dadurch tendenziell abgebaut.

Im Bereich der „unsichtbaren Transaktionen“ der 
Zahlungsbilanz fällt es schwer, einheitliche Ten­
denzen herauszuarbeiten. Leistungsfähige Schiffs­
flotten erhöhen die Einnahmen aus Transporten; 
große Reiseveranstalter reizen dagegen —  über 
Werbefeldzüge etwa —  zu verstärkter Auslands­
reisetätigkeit mit höheren Ausgaben an. Die grö­
ßere Beschäftigung in konzentrierten Branchen 
zieht mehr Gastarbeiter ins Land; ihr Transfer 
nimmt zu, etc. Per Saldo, so scheint es, überwie­
gen die passivierenden Einflüsse. Für ein Land 
mit Zahlungsbilanzproblemen hätte dies also ne­
gative Folgen, für den umgekehrten Fall bestän­
diger Überschüsse läge die Folge in einer zu be­
grüßenden Milderung der Aktivsalden.

Steigerung des Wirtschaftswachstums

Konzentration im Unternehmensbereich steigert 
vermutlich die Wachstumschancen der Gesamt­
wirtschaft. Hauptquelle hierfür sind der raschere 
Produktivitätsfortschritt, die überdurchschnittliche 
Investitionsquote, die Tätigkeit auf dem rasch
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expandierenden Weltmarkt. Dies führt auch zu 
einem größeren Produktionspotential —  um wie­
viel es höher ist als in einer Wirtschaft mit gerin­
ger Konzentration, hängt u. a. von der spezifi­
schen Investitionsstruktur ab (Rationalisierungs-, 
Erweiterungs-, Ersatzinvestitionen, Forschung und 
Entwicklung, Bauten). Da die Investitionsanstren­
gungen konzentrierter Unternehmen bedeutend 
sind, stehen sie auch mehr als andere Unterneh­
men vor dem Problem, die vorhandenen Kapazi­
täten auszunutzen. Gerade dies ist aber solchen 
Unternehmen dank ihrer vertikalen, horizontalen 
oder konglomeraten Konzentration auch eher 
möglich.

Seitdem jedoch quantitativ orientierte Wachstums­
vorstellungen aus Gründen der Umweltbelastung, 
der Rohstofferschöpfung und regionaler Ballungs­
probleme zunehmend kritisch gesehen werden, 
muß die Frage weiter gefaßt werden: Soweit die 
konzentrierten Sektoren zu denjenigen gehören, 
die auch in überdurchschnittlichem Maße externe, 
im Marktpreis der Produkte nicht abgegoltene 
Effekte hervorrufen, müssen die Wachstumswir­
kungen der Konzentration negativ beurteilt wer­
den. Es fehlt jedoch noch an Datenmaterial zur 
Erhärtung einer solchen These.

Verringerung der Verteilungsgerechtigkeit

Auf die funktionale Einkommensverteilung wirkt 
die Konzentration negativ. Dieses Urteil leitet sich 
hauptsächlich aus den Stabilitätswirkungen der 
Konzentration ab; konzentrierte Unternehmen er­
zielen —  was stellenweise bestritten wird -  eine 
„Monopolrente“ , die sie wegen ihrer gegebenen 
und genutzten Marktmacht auch dann verteidigen 
können, wenn sie —  z. B. durch gewerkschaftliche 
Lohnforderungen oder durch Maßnahmen der 
Konjunkturpolitik —  reduziert werden soll. Die 
Verteilungsresistenz konzentrierter Unternehmen 
wächst, wenn das Risiko starker Nachfrageein­
brüche (Stabilisierungskrise), vor allem in welt­
weitem Maße, gering eingeschätzt wird. Der ge­
ringere Fremdfinanzierungsanteil für Investitionen 
in konzentrierten Unternehmen (hierauf lassen 
Daten aus der Statistik der Deutschen Bundes­
bank über Unternehmensbilanzen schließen u)) re­
sultiert daraus, daß auch das Ertragsniveau über­
durchschnittlich hoch ist: Die konjunkturelle An­
fälligkeit konzentrierter Unternehmen ist geringer. 
Nicht zuletzt deshalb ist die durch vermachtete 
Unternehmen erzeugte Verteilungsstruktur aus 
zwei Gründen nicht optimal:

□  Produktivitätsvorteile wachsen relativ einseitig 
dem Faktor Kapital zu;

14) Vgl. Jahresabschlüsse der Unternehmen in der Bundesrepu­
b lik  Deutschland 1965 b is  1972 (Sonderdruck der Deutschen Bun­
desbank); Ifo -Ins titu t: Daten zur Industriestruktur.

□  Marktmacht erlaubt es den Unternehmen, ihre 
Verteilungsposition um den Preis einer inflatori­
schen Entwicklung oder der Arbeitslosigkeit zu 
verteidigen.

Dieser Ansicht scheint die Tatsache zu widerspre­
chen, daß trotz fortschreitender Unternehmens­
konzentration die Lohnquote in den letzten Jah­
ren außerordentlich gestiegen ist. Dies besagt 
jedoch wenig darüber, wo die Lohnquote ohne 
Konzentrationstendenzen gelegen hätte.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die 
Unternehmenskonzentration die Realisierbarkeit 
wichtiger wirtschaftspolitischer Ziele, insbeson­
dere die Preisstabilität und die Verteilungsgerech­
tigkeit, erschwert. Positive Auswirkungen auf das 
außenwirtschaftliche Gleichgewicht und —  vermut­
lich —  das Wachstum wiegen dies nicht auf.

Die Unternehmenskonzentration erschwert den 
Einsatz der wirtschaftspolitischen Instrumente, 
weil eine konzentrierte Wirtschaft „unlenkbarer“ 
und zunehmend zu einem Prozeß ohne Sanktions­
möglichkeiten wird. Wenn nämlich wachsende 
Marktmacht die Realisierbarkeit wichtiger wirt­
schaftspolitischer Ziele behindert, dann müssen 
die Instrumente der Wirtschaftspolitik um so kräf­
tiger und nachhaltiger eingesetzt werden, um die 
Zielvorgaben dennoch zu erreichen. Massive kon­
junkturpolitische Eingriffe bergen aber stets die 
Gefahr der Übersteuerung in sich, so daß sie 
nicht unbedenklich sind. Ist jedoch die Versteti- 
gung des Wirtschaftsablaufs bei bestimmten Wer­
ten von Zielgrößen Aufgabe der Konjunkturpolitik, 
dann wirkt die Konzentration auf dieses Ziel ver­
mutlich positiv, weil sie zu einer größeren Starr­
heit von Preisen, Beschäftigung und Strukturen 
führt.

Behinderung der Fiskalpolitik

Die Fiskalpolitik, die durch mannigfaltige Aus­
nahmeregelungen und ein veraltetes Umsatz­
steuersystem die Unternehmenskonzentration bis 
1967 förderte und nicht bremste, wird als wirt­
schaftspolitisches Instrument durch die Konzen­
tration nicht unerheblich behindert15). Denn die 
Unternehmenskonzentration beeinflußt den kon­
junkturellen Einsatz der Fiskalpolitik bei der Ein­
nahmeerzielung und bei der staatlichen Ausgabe­
tätigkeit für öffentliche Investitionen, Sozialleistun­
gen und den Staatsverbrauch negativ. Konzentrier­
ten Unternehmen fällt es leichter, alle Steuervor­
teile (z.B. Abschreibungsmöglichkeiten, Investitions­
zulagen,Subventionen für Regionalförderung,Struk­
tur- und Anpassungshilfen) in Anspruch zu nehmen. 
Außerdem dürfte die Steuerflucht ins Ausland 
leichter und damit der fiskalische Zugriff auf un-

ls ) Vg l, Heinz H a l l e r :  Konzentration und F inanzpo litik , in: 
Die Konzentration in der W irtschaft, a. a. O., S. 288 ff., insbes. 
S. 296 ff.
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gewöhnliche Gewinne schwerer sein. Steuerum­
gehungen dürften durch eine vorteilhafte Wahl 
von Unternehmensformen, Rechtstatbeständen 
etc., durch Bewertungen in der Bilanz und durch 
konzerninterne Gewinnverlagerungen mittels einer 
geschickten Preispolitik gegenüber Tochterfirmen 
eher möglich sein. Und konjunkturpolitisch moti­
vierte Aussetzungen der degressiven Abschrei­
bung, Zuschläge zu Einkommen- und Körper­
schaftsteuern und Investitionsabgaben lassen sich 
vermutlich leichter im Preis überwälzen, als das 
bei nicht konzentrierten Unternehmen der Fall 
wäre.

Die Steuerschraube kann deshalb nicht so weit 
angezogen werden, wie es konjunkturpolitisch er­
forderlich wäre, weil hierdurch die Leistungs­
anreize für die Investitionstätigkeit, die bei kapi­
talintensiven Produktionstechniken von besonde­
rer Bedeutung ist, gefährdet würden. Überdies ist 
zu bedenken, daß die Weiterwälzung einer kon­
junkturell variierten Besteuerung in konzentrierten 
Bereichen mit Marktmacht eher und vollständiger 
gelingen mag als in jenen Sektoren, in denen 
der Wettbewerb funktioniert. Der erfolgreiche Ein­
satz der Fiskalpolitik wird nicht zuletzt dadurch 
gehemmt, daß von den drei Ebenen der Steuer­
einnehmer -  Bund, Länder und Gemeinden —  im

wesentlichen nur der Bund eine konjunkturpoli­
tisch orientierte Einnahmepolitik betreiben kann 
und damit wichtige Steuerbereiche keine bewußte 
wirtschaftspolitische Variation kennen.

Soweit die Fiskalpolitik über eine Änderung der 
Staatsausgaben erfolgt, zeigt sich, daß bei Aus­
gabe- oder Subventionskürzungen die konzentrier­
ten Bereiche vermutlich unterproportional getrof­
fen werden. Sie haben die Möglichkeit, ins Aus­
land auszuweichen oder —  bei konglomerater 
Konzentration —  in andere Absatzbereiche. Die 
Konjunkturpolitik des Staates tangiert außerdem, 
wie die Programme der Jahre 1974 und 1975 zur 
lokalen und regionalen Abstützung der Konjunk­
tur und zur Belebung von Bau- und anderen In­
vestitionen zeigen, die Bauwirtschaft, einen wenig 
konzentrierten Bereich, besonders stark. Auch ein 
fiskal-geldpolitischer Doppelangriff über die Still­
legung von Steuermehreinnahmen und konjunk­
turpolitisch motivierten Sondersteuern bei der 
Bundesbank berührt hochkonzentrierte Bereiche 
in ihrem marktstrategischen Verhalten relativ we­
niger, weil die Überwälzungsmöglichkeiten größer 
sind, der Außenfinanzierungsbedarf geringer und 
das gesamte unternehmerische Geschehen Teil 
eines weltweiten Verbundes ist (multinationale 
Unternehmen).

OlundGas- 
wir denken an morgen.

Daß Öl und Gas zu den wichtig­
sten Grundlagen unserer Zivili­
sation gehören,ist eineTatsache. 
NichterstseitderÖlkrise wissen 
wir, daß die Verfügbarkeit über 
Energie nichts Selbstverständ­
liches ist. Mobil tut sehr viel, um 
die Versorgung unseres Landes 
aus eigenen Vorkommen zu 
verbessern. Seit 40 Jahren 
suchen und finden wir in der 
Bundesrepublik Deutschland 
Öl und Gas. Und wir glauben, 
daß diese Suche auch in Zu­
kunft erfolgreich sein wird, und 
daß sich die Ausbeute in den

bereits gefundenen Feldern 
verbessern läßt: Von den vor­
handenen Ölmengen unserer 
Felder in Deutschland lassen 
sich zunächst nur etwa 25% 
fördern. Diese Quote durch 
chemische und physikalische 
Verfahren zu steigern, hat Mobil 
sich zur Aufgabe gemacht. Es 
ist eines unserer wichtigsten 
Forschungsprogramme auf 
dem Gebiet der Suche und För­
derung von Energierohstoffen. 
Damit wir auch morgen genü­
gend Energie haben. M@bil
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Generell läßt sich sagen, daß eine konjunktur­
orientierte Fiskalpolitik durch die fortschreitende 
Unternehmenskonzentration in ihrer Wirkung be­
hindert wird,

□  weil die konzentrierten Unternehmen vermut­
lich bessere Möglichkeiten haben, einer konjunk­
turpolitisch motivierten Ausgabendrosselung aus­
zuweichen oder

□  eine Mehrbesteuerung zu überwälzen und

□  fiskalpolitische Lockerungsmaßnahmen (Son­
derabschreibungen, Staatsaufträge) eher in An­
spruch zu nehmen wissen.

Ungünstigere geldpolitische Bedingungen

Die Konjunkturbeeinflussung durch die Geldpoli­
tik bedient sich der Geldmenge, des Zinses und 
der Liquidität. Eine restriktive Geldpolitik, deren 
Ziel es ist, die Konjunktur auf den Pfad einer 
stetigen Entwicklung zurückzubringen, findet da­
für in konzentrierten Wirtschaftsbereichen ungün­
stigere Bedingungen vor als in wettbewerbsinten- 
siven Bereichen. Ähnliches gilt offenbar, wenn 
man sich den gegenwärtigen Abschwung vor 
Augen hält, auch für eine expansive Geidpolitik. 
Einmal dürfte die Zinsempfindlichkeit der Markt­
mächtigen wegen ihrer höheren Eigenkapitalquote 
etwas geringer als in sonstigen Unternehmen 
sein. Zum zweiten sind Großunternehmen weniger
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vom Kreditangebot der Banken abhängig, weil 
ihr Kreditbedarf geringer ist oder —  solange keine 
entsprechenden Beschränkungen vorliegen —  weil 
sie Kredite im Ausland aufneHmen können. Die Ein­
führung des Bardepots (zwischen März 1972 und 
September 1974) ist übrigens ein Beispiel dafür, 
wie stark durch eine nur geringe Zahl von Firmen 
(lediglich etwa 3500 Unternehmen hatten seiner­
zeit Auslandskredite aufgenommen) die Geld­
politik ihrer Wirksamkeit beraubt werden kann. 
Schließlich ist zu bemerken, daß der Liquiditäts­
bedarf konzentrierter Unternehmen im Wege des 
sogenannten „Industrie-Clearing“ reduziert wer­
den kann, wodurch die Abhängigkeit von der 
Geldpolitik abermals verringert wird. Diese weni­
gen Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, 
welche Folgen die Unternehmenskonzentration für 
die Reagibiiität auf Maßnahmen der Kreditpolitik 
im Nichtbankenbereich hat. Die Konzentration im 
Bankenbereich selbst erschwert die verstetigende 
Geldpolitik natürlich noch unmittelbarer, und zwar 
u. a. deshalb, weil die Giralgeldabschöpfungs- 
kapazität als Folge eines geringeren Zentralbank­
geldbedarfs steigt.

Wirtschaftspolitische Gesamtbeurteilung

Wägt man die positiven und die negativen, die 
sicheren und die behaupteten Einflüsse mitein­
ander ab, so wird eine verstetigende Wirtschafts­
politik durch die Unternehmenskonzentration eher 
behindert. Jedenfalls lassen sich Anhaltspunkte 
dafür finden, daß einmal der ordnungspolitische 
Rahmen, die Marktwirtschaft, gestört wird; zum 
anderen leidet die Realisierbarkeit wirtschafts­
politischer Ziele. Mit einiger Sicherheit kann dies 
für die Preisniveaustabilität und die Verteilungs­
gerechtigkeit gesagt werden, mit weniger Sicher­
heit für die anderen Ziele. Drittens schließlich 
büßen die wirtschaftspolitischen Instrumente — 
sowohl die der Fiskalpolitik als auch die der 
Geldpolitik —  durch die Konzentration an Wirk­
samkeit wohl ein. Wie weit das der Fall ist, hat 
sich aber, von Ausnahmen abgesehen, aus Man­
gel an empirischen Daten bisher nicht belegen 
lassen.

Die wirtschaftspolitisch orientierte Behandlung 
von Konzentrationstendenzen birgt noch eine 
Reihe weiterer Fragestellungen, so etwa die 
Frage, inwieweit die Konzentration die gleichzei­
tige Realisierung wirtschaftspolitischer Ziele er­
schwert. Ein Beispiel für die Relevanz solcher 
Fragen wäre die Phillips-Kurve: Höhere Konzen­
trationsgrade bewirken vermutlich eine Rechts­
verschiebung oder eine Drehung der Phillips- 
Kurve, die dadurch steiler verläuft: bei gleicher 
Inflationsrate und verstetigender Wirtschaftspoli­
tik müßte mit wachsender Konzentration —  zu­
mindest kurzfristig —  eine höhere Arbeitslosigkeit 
toleriert werden.
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